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die unter Integration nur Zentralisierung und weitere Kompetenz-
übertragung auf die EU verstehen, eine wichtige Ambivalenz 
übersehen. Gerade Europa als Kontinent kann man nicht zentralis-
tisch regieren, weil die nationalen Kulturen, die sprachlichen und 
historischen Räume, starke Prägekräfte sind. Wenn man versucht, 
übermäßig zu harmonisieren oder mit sozialtechnischen Konzep-
ten Unterschiede zu ignorieren, dann gefährdet man das Integra - 
tionsprojekt, weil sich dann Gegenkräfte bilden. Wir brauchen 
mehr intelligente Integrationskonzepte, die ein größtmögliches 
Maß an autonomer Gestaltung in den Staaten, aber auch unter-
halb der Staaten, also in den Regionen, ermöglichen. Das föde-
rierte Europa wird immer ein Europa der Vielfalt bleiben müssen.
Sehen Sie unsere liberale Welt unter Druck?

Ja, das glaube ich. Der Westen ist stark, manchmal stärker, 
als wir das wahrnehmen, aber die Dynamik liegt nicht mehr so 
sehr bei den westlichen Demo-
kratien. Demografisch sind wir 
alternde Gesellschaften. Wir 
sind nicht die Wachstumstreiber. 
Das ist in einem Land wie China 
noch anders. Demografisch hat 
auch China ein Problem, aber 
dort gibt es noch ein paar Hun-
dert Millionen Menschen auf 
dem Land, die an den ökono-
mischen Mittelstand noch nicht 
angeschlossen sind. Die können 
also noch viel länger das Wachs-
tum treiben. China ist aber keine 
Demokratie, und es sieht zur-
zeit leider nicht so aus, als wür-
de es in absehbarer Zeit eine 
werden. Der Westen hat wieder 
einen ideologischen Gegenspie-
ler. Der Sozialismus konnte nicht 
mit der sozialen Marktwirtschaft 
konkurrieren, das ist bei China 
heute anders. China hat instru-
mentell die Marktwirtschaft ent-
faltet und ein staatskapitalisti-
sches Modell entwickelt, das technologisch, wissenschaftlich und 
ökonomisch erfolgreich ist. China ist damit vielleicht sogar eine 
größere systemische Herausforderung als der frühere Ostblock. 
Wir müssen deshalb nicht in Panik verfallen, Demokratie und 
Marktwirtschaft sind weiterhin stark. Aber es kommt jetzt darauf 
an, neue Selbstbehauptungsstrategien zu entwickeln.
Verlassen wir einmal die staatliche Ebene.  
Hat die Corona-Krise die gesellschaftliche Schwelle  
zwischen akzeptabler individueller Freiheitsausübung 
und der Verletzung des Gemeinwohls verschoben? 

Die Corona-Krise hat die Gemeinwohlperspektive stärker 
gemacht, denn die Kontrolle über das epidemische Geschehen 
war der dominante Gemeinwohlbelang. Unser verfassungsrecht-
liches Denken will aber weder eine Dominanz der Gemein-
wohlbelange noch eine Dominanz eines rein individualisierten 
Selbstbestimmungsgedankens. Die Corona-Pandemie hat uns 
den Zusammenhang von Freiheit und Verantwortung wieder 
deutlich gemacht. Ich würde mir aber wünschen, dass uns das 
nicht mit einer Vielzahl von Verordnungen in jedem Bundesland 
immer wieder vor Augen geführt werden muss, sondern dass 
wir selbst als urteilsfähige Bürger wieder darüber nachdenken, 
welche Bindung aus unserer Freiheit folgen sollte. 

Was ist gemeinwohlverträgliche Wirtschaftsfreiheit? 
Für mich das Konzept der sozialen Marktwirtschaft, wie es  

Ludwig Erhard und die Ordoliberalen der fünfziger Jahre vor-
gedacht haben. Es ist ein starkes Konzept zu sagen, dass der 
Staat einen Ordnungsrahmen schaffen muss, der die Bildung von 
Monopolen und Oligopolen möglichst verhindert. Ein Ordnungs-
rahmen, der so angelegt ist, dass möglichst alle Menschen eines 
Landes in die Mitte der produktiven Gesellschaft rücken können. 
Die soziale Marktwirtschaft will keine riesigen Transferleistungen, 
sondern sie will die Aktivierung der Menschen, damit sie sich 
unter fairen Bedingungen in einer Wirtschaftsordnung entfalten 
können. Die Herstellung dieser fairen Bedingungen, die wir  
beispielsweise Richtung Digitalmarkt seit einiger Zeit kritisch  
diskutieren, ist die Aufgabe der sozialen Marktwirtschaft. Des-
halb ist dieses Modell nicht verblasst, sondern es muss wieder neu 

in die Zeit gestellt werden. Das 
gilt auch für den Klimaschutz 
und andere große Themen. Nach 
den normativen Rollenmodellen  
der sozialen Marktwirtschaft  
dürfen wir Menschen nicht  
wie kleine Kinder bevormunden, 
sondern wir müssen sie als mün- 
dige Verbraucher ansprechen 
und erreichen.
Wie viel Freiheit müssen wir 
aufgeben, um frei zu sein? 

Man sollte gar keine Freiheit 
aufgeben, um frei zu sein. Man 
sollte die Fähigkeit besitzen, sich 
aus freien Stücken zu binden. 
Wer in eine Ehe eintritt, der gibt 
nur nach Auffassung des Jung-
gesellenabschieds seine Freiheit 
auf. Aber man würde doch nicht 
heiraten, wenn man ernsthaft 
meinen würde, dass man seine 
Freiheit aufgibt. Stattdessen lebt 
man Freiheit gemeinsam. Das ist 
die Verwandlung von Freiheit 

zu etwas Neuem. Jeder Vertrag, jede Freundschaft, jede soziale 
Beziehung kann als Einschränkung der Freiheit betrachtet wer-
den, aber mit viel mehr Recht als die Ausübung des Freiseins. 
Freiheit setzt Selbstbewusstsein und Bindungsfähigkeit voraus. 
Wie wird sich unsere Gesellschaft durch die Krise verändern?  
Was ist Ihre größte Befürchtung? Was ist Ihre größte Hoffnung? 

Eine Befürchtung wäre, dass sich gerade in den westlichen 
Gesellschaften eine schon deutlich sichtbare Spaltung fortsetzt, 
die in einer wertrational begründeten Abneigung von Gruppen 
gegeneinander liegt, bis hin zum Hass. Eine andere Sorge ist, dass 
ein überzogenes Staatsvertrauen die liberalen Wachstumskräfte 
unserer Gesellschaft schwächen könnte und damit Demokratien 
mittel- bis langfristig destabilisiert, dass irgendwann das demo-
kratische Modell selbst hinterfragt und attackiert wird. Meine 
größte Hoffnung ist die Rückkehr zu einer Sachlichkeit im poli-
tischen Prozess. Ich hoffe auch auf eine Rückkehr der Stärke und 
des Selbstvertrauens unserer demokratischen Gesellschaften und 
sozialen Marktwirtschaften. Ich glaube, dafür gibt es viele Anzei-
chen. Wir Menschen wollen keine Untertanen sein. Wir wollen auf 
eigene Rechnung denken und handeln. Deshalb ist die liberale 
Demokratie nicht irgendeine Herrschaftsform, sondern die, die 
unserem Menschsein in ganz besonderer Weise entspricht.  n
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